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Gesetz über die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan des Lan-
des Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 und zur Änderung des Ge-
setzes zur Errichtung eines Fonds für eine Inanspruchnahme des Landes Nord-
rhein-Westfalen aus der im Zusammenhang mit der Risikoabschirmung zugunsten 








I. Grundsätzliches  
Die bisherige Diskussion um die WestLB AG kreist meist um die Augenblicksmaß-
nahmen, die zu ergreifen sind, um das Institut zu stabilisieren. Das ist gut nachvoll-
ziehbar und genießt Priorität. Zugleich werden aber immer auch die Zukunftsaus-
sichten und die zukünftige Geschäftstätigkeit in die Diskussion mit einbezogen. Be-
vor aber über „Geschäftsmodelle“ für die WestLB AG nachgedacht wird, sind zu-
nächst einige grundsätzliche Fragen zu klären, die vorrangig sind. 
 
 1. Erforderlichkeit einer WestLB AG als öffentlichem Unternehmen 
An erster Stelle ist fraglich, ob das Land Nordrhein-Westfalen neben der NRW-
Bank, Anstalt des öffentlichen Rechts, eine privatrechtlich organisierte Geschäfts-
bank benötigt, die im Eigentum des Landes und seiner nach geordneten Körperschaf-
ten und Anstalten steht. Es ist nicht ersichtlich, welche staatlichen oder auch nur öf-
fentlichen Aufgaben mit ihr erfüllt werden sollen, welche die NRW-Bank nicht auch 
erfüllen kann. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 NRW.BankG
1
 hat sie „den staatlichen Auftrag, 
das Land und seine kommunalen Körperschaften bei der Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben, insbesondere in den Bereichen der Struktur-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Wohnungsbaupolitik, zu unterstützen und dabei Fördermaßnahmen im Einklang mit 
den Beihilfevorschriften der Europäischen Gemeinschaft durchzuführen und zu ver-
walten.“ 
 
Staatsrechtlich ist ein klar definierter öffentlicher Zweck für jedes öffentliche Unter-
nehmen erforderlich. Die bloße Gewinnerzielungsabsicht reicht dafür auf keinen Fall 
aus.
2
 Die Funktion als Sparkassenzentralinstitut erfordert kaum eine Geschäftsbank 
                                                 
1
  Gesetz über die NRW.Bank (NRW.BankG) vom 16. März 2004, GV NRW, S. 126, geänd. durch 
Gesetz vom 30. Oktober 2007, GV NRW, S. 443. 
2
  VGH Baden-Württemberg, Betriebs-Berater 1994, S. 1957; Janson, Rechtsformen öffentlicher 
Unternehmen in der Europäischen Gemeinschaft, 1980, S. 37-41; Thiemeyer, Öffentliche Bindung 
von öffentlichen Unternehmen, 1983; Siekmann, Corporate Governance und öffentlich-rechtliche 
Unternehmen, Jahrbuch für Neue Politische Ökonomie, 15. Band (1996), S. 282 (295 f.); noch 
strenger Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie- und Wirt-
schaftlichkeitsprinzip, 2000, S. 491, der von einer grundsätzlichen Unzulässigkeit der wirtschaftli-  3
dieser Größenordnung. Ob diese Funktion eine staatliche Aufgabe ist, dürfte auch 
nicht über jeden Zweifel erhaben sein und sollte eher von den Sparkassen und ihren 
öffentlich-rechtlich organisierten Verbänden in eigener Regie entschieden werden. 
Sie würde zudem eine Rückkehr zu den Wurzeln der WestLB bedeuten, die aus den 
Girozentralen für das Rheinland und für Westfalen-Lippe hervorgegangen ist. 
 
 2. Klare und nachprüfbare Festlegung der öffentlichen Aufgabe durch Gesetz 
Wenn aber eine öffentliche Aufgabe zu erkennen sein sollte, muss diese Aufgabe 
klar umschrieben sein. Sie muss so konkret sein, dass ihre Erfüllung nachgeprüft 
werden kann. Hintertüren, wie Klauseln: „Bankgeschäfte jeder Art“, darf es dann 
nicht mehr geben. 
 
 3. Begrenzung der Tätigkeit auf das Gebiet des Landes 
Die Tätigkeit eines solchen am öffentlichen Zweck orientierten Kreditinstituts muss 
auf das Gebiet seines Trägers, also des Landes, beschränkt sein. „Global banking 
made by WestLB“ darf es dann nicht mehr geben, auch nicht durch Einsatz von 
Tochterunternehmen und „Special Purpose Vehicles“ in Irland oder einer anderen 
steuer- oder aufsichtsrechtlichen Oase. Eine Entwicklung zu einer Erscheinung, wie 
„KfW-Bankengruppe“, darf es ebenfalls nicht geben.  
 
 4. Aufsicht und Kontrolle 
Ein derartiges Unternehmen muss vollständig transparent arbeiten, da sein Existenz-
grund die Erfüllung von staatlichen Aufgaben in Privatrechtsform ist. Es muss wie-
der eindeutig als Teil der öffentlichen Verwaltung
3
 wahrgenommen werden. Seine 




                                                                                                                                            
chen Betätigung der öffentlichen Hand ausgeht, wenn nicht die Erfüllung der Aufgabe von Ver-
fassungs wegen zu gewährleisten ist; a.A. Emmerich, Das Wirtschaftsrecht der öffentlichen Un-
ternehmen, 1969, S. 119: „Das Grundgesetz enthält − von wenigen Ausnahmen abgesehen − keine 
Aussagen über die Zulässigkeit öffentlicher Unternehmen.“ 
3
  OLG Hamm, DVBl. 1981, S. 228. 
4
  BGH, NJW 1983, S. 2509.   4
Die Einhaltung dieser Vorgaben sowie das sonstige Finanzgebaren und die Einhal-
tung des Wirtschaftlichkeitsgebots sind vom Landesrechnungshof umfassend zu prü-
fen. Diese Prüfung ist auch aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten. Die Ab-
weichungen, die Art. 88 LVerf NRW dem Gesetzgeber erlaubt, umfassen dezidiert 
nicht die Prüfungsbefugnis und Prüfungspflicht des Landesrechnungshofs. Die Prü-
fung durch Wirtschaftsprüfer ist sinnvoll, genügt aber nicht den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen. 
 
Darüber hinaus muss die Kontrolle durch die Repräsentanten des Volkes, also die 
Landtagsabgeordneten gewährleistet sein. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse darf 
es gegenüber dem Träger des Unternehmens nicht geben, soweit er für die Verbind-
lichkeiten des Unternehmens haftet oder die Erfüllung des öffentlichen Auftrags kon-
trolliert. Das dürfte zwar an erster Stelle die Exekutive sein, doch ist diese gegenüber 





II. Stellungnahme zum Fragenkatalog 
 1. Wie hat sich der Geld-, Kredit- und Kapitalmarkt in den letzten Monaten entwi-
ckelt und wie beurteilen Sie die kurz- und mittelfristigen Perspektiven dieser 
Märkte 
Ich beschränke mich auf einige Anmerkungen:  
Das exorbitante Geldmengenwachstum (M3) in den Jahren 2004 bis 2007 im Euro-
Raum ist im letzten Jahr zu einem abrupten Halt gekommen. Noch im dritten Quartal 
2008 betrug seine Jahreswachstumsrate 9,1%; im dritten Quartal 2009 nur noch 
2,5%. In demselben Zeitraum stieg aber eine der wichtigsten Komponenten des 
Wachstums von M3, die Wachstumsrate des Bargeldumlaufs, von 0,7% auf 13,6%. 
Sie wurde aber kompensiert durch einen drastischen Rückgang der längerfristigen 
Einlagen (bis zu zwei Jahren) und vor allem der marktfähigen Finanzinstrumente 
                                                 
5
  VerfGH NRW, Urteil vom 19. August 2008 - Az. VerfGH 7/07 – BeckRS 2008/38846, Abschnitt 
C I.   5
(M3-M2). Ihre Wachstumsrate fiel von 37,6% auf -15,1%.
6
 Geldmarktfondsanteile 
waren die einzige Teilkomponente dieses Marktes, bei denen im August ein Kapital-




Die Zinsen am unbesicherten Geldmarkt sind weiter rückläufig. Allerdings hat sich 
die Geschwindigkeit − verglichen mit den letzten Monaten − deutlich verringert.
8
 
Seit November 2008 sind die Geldmarktsätze parallel zur Entwicklung der EZB 
Zinssätzen und den Tagesgeldsätzen (EONIA) deutlich gesunken, so dass dort Geld 
sehr „billig“ zur Verfügung steht.  
 
Die Kreditgewährung an nichtfinanzielle Unternehmen hat sich seit Sommer 2008 
deutlich abgeschwächt. Diese Abschwächung betrifft vor allem die kurzfristigen 
Ausleihungen – bis zu einem Jahr. Sie ist vor allem bei der Buchkreditgewährung 
von Großbanken, Realkreditinstituten und sonstigen Banken festzustellen. Die Buch-





Auch wenn es eine allgemein akzeptierte Definition des Begriffs „Kreditklemme“ 
nicht gibt, ergibt eine Gesamtbetrachtung der wirtschaftlichen Indikatoren noch kei-
ne „stichhaltigen Hinweise auf eine bereits bestehende Kreditklemme“.
10
 Dies gilt 
vor allem im Hinblick auf die schwache wirtschaftliche Entwicklung außerhalb des 
Finanzsektors, also in der so genannten Realwirtschaft. Eine solche Abschwächung 
ist nachfragebedingt und kein Indikator für eine unzureichende Kreditvergabepraxis 
                                                 
6
  Europäische Zentralbank, Monetäre und finanzielle Entwicklung, Monatsbericht Oktober 2009, 
S. 15 f. 
7
  Ebenda, S. 17. 
8
  Ebenda, S. 27. 
9
  Deutsche Bundesbank, Die Entwicklung der Kredite an den privaten Sektor während der globalen 
Finanzkrise, Monatsbericht September 2009, S. 21. 
10
  Ebenda, S. 17, 22 ff., wo Kreditklemme als „eine Einschränkung des Kreditangebots“ definiert 
wird, „die quantitativ so bedeutsam ist, dass sie ein maßgebliches konjunkturelles Risiko begrün-
det“ (S. 22). Die Ergebnisse der ersten Umfrage der EZB und der EU-Kommission über den Zu-
gang kleiner und mittlerer Unternehmen im Euro-Währungsgebiet zu Finanzmitteln ist dargestellt 
von der EZB (Fn. 6), S. 36 f.   6
der Banken. Allerdings könnten bankseitige Faktoren künftig durchaus eine größere 
Bedeutung für das Kreditangebot erlangen. Sie können durch Eigenkapitalengpässe 
verursacht werden, vor allem wenn die bankenaufsichtsrechtlichen Anforderungen 
an das Eigenkapital deutlich erhöht werden, wie an verschiedenen Stellen diskutiert 
wird. Der Rückgang der Kreditgewährung an nichtfinanzielle Unternehmen ist in 
jedem Fall aber noch sehr weit von den (negativen) Zahlen aus der Zeit der Rezessi-
on der Jahre 2001 bis 2005 entfernt. 
 
Die Ausbreitung des Kreditangebots in der Vergangenheit war teilweise durch die 
Verbriefung von Bankaktiva getrieben. Wenn sich Banken aber mehr über Kapital-
märkte finanzieren – namentlich durch Verbriefungen – als über Einlagen, wächst 
damit auch ihre Abhängigkeit von den Kapitalmärkten. Das dürfte auch zu einer stär-
keren Abhängigkeit von geldpolitischen Maßnahmen geführt haben.
11
 Die Kapital-
märkte nehmen aber „strukturierte“ Wertpapiere gegenwärtig fast nicht mehr auf.  
 
Die Beschaffung von Eigenkapital durch die Ausgabe neuer Aktien sowie die Be-
schaffung von Fremdkapital durch den Absatz von Unternehmensanleihen gelingt 
den Großunternehmen recht gut, wenn auch sektoriell sehr unterschiedlich. Die Fi-
nanzierung des Staates und anderer Körperschaften des öffentlichen Rechts
 
 durch 
Anleihen gelingt im Euro-Gebiet immer noch problemlos zu sehr günstigen Sätzen. 
12
 




 2. Wie bewerten Sie, dass das Land NRW eine Garantieerklärung in Höhe von 
1.509.848.000 EUR zugunsten des SoFFin am 30. September 2009 ohne gesetzli-
che Ermächtigung abgeschlossen hat. 
a) Nach Art. 83 Satz 1 LVerf NRW bedarf die Übernahme von Bürgschaften, Garan-
tien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren 
führen können, einer Ermächtigung durch Gesetz. Sie muss der Höhe nach bestimmt 
                                                 
11
  Europäische Zentralbank, Geldpolitik und Kreditangebot im Euro-Währungsgebiet, Monatsbe-
richt Oktober 2009, S. 79f. 
12
  Europäische Zentralbank (Fn. 6), S. 25, 27, Tabelle 3 und Abbildung 8, S. 30. 
13
  Europäische Zentralbank (Fn. 6), S. 26 und Abbildung 7.   7
oder bestimmbar sein. Diese Gewährleistungen stimmen sachlich insoweit mit der 
Aufnahme von Krediten überein, dass sie die Dispositionsmöglichkeiten des Haus-
haltsgesetzgebers in den nachfolgenden Haushaltsjahren berühren. Auch Gewährleis-
tungen können dazu führen, dass diese Dispositionsmöglichkeiten eingeschränkt 
werden. Die Regelung will verhindern, dass das parlamentarische Budgetrecht da-
durch ausgehöhlt wird, dass die Finanzmittel des Landes weitreichend gebunden 




Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-
Westfalen droht eine solche Aushöhlung allerdings nur dann, wenn das Land finan-
zielle Risiken eingeht, die ihrem Gegenstand oder ihrem Umstand nach neu sind und 
deshalb zusätzliche Belastungen künftiger Haushaltsjahre nach sich ziehen können. 
Wenn solche Risiken ohnehin schon vorhanden gewesen waren, werde durch Garan-
tien oder sonstige Gewährleistungen des Landes, die diese Risiken lediglich aufgrei-
fen, ohne sie jedoch nach Gegenstand oder Umfang zu verändern, der Handlungs-
spielraum des Haushaltsgesetzgebers in späteren Jahren nicht weiter eingeengt. Dann 





b) Eine dergestalt einengende Auslegung der Vorschrift ist nicht zwingend, doch soll 
sie hier für praktische Zwecke zugrunde gelegt werden. Es käme danach darauf an, 
ob mit der Übernahme einer Garantie bis zu einem Höchstbetrag von 1.509.848.000 
EUR gegenüber dem Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung für Schuldverschrei-
bungen (Class A 3 und A 4 Notes der Phoenix Light SF Limited, Notes der House of 
Europe Funding I, II und V sowie Notes der Carnutum High Grade I) neue Risiken 
für den Landeshaushalt eingegangen worden sind, ohne dass eine entsprechende ge-
setzliche Ermächtigung vorgelegen hat. Das wiederum hängt davon ab, ob das Land 
ohnehin schon mittelbar oder unmittelbar für die Erfüllung der Ansprüche aus diesen 
                                                 
14
  VerfGH NRW, NWVBl. 1994, S. 292 (294 f.). 
15
  VerfGH NRW, NWVBl. 1994, S. 292 (295); zust. VerfGH Sachsen, Urteil vom 28. August 2009, 
Az. Vf. 41-I-08, S. 25 des Urteilsumdrucks, zust. auch für den Bund Höfling/Rixen, in: Bonner 
Kommentar, Art. 115 Rdn. 163 (Loseblatt 2003).   8
Schuldverschreibungen haftet.  
 
Dafür gibt es zunächst einmal keine Anhaltspunkte, da es sich um Wertpapiere eines 
Unternehmens aus dem angelsächsischen Umfeld handelt; vermutlich irischen 
Rechts. Näheres lässt sich dem Gesetzentwurf nicht entnehmen. Er ist deshalb schon 
im Hinblick auf das besondere Transparenzgebot im Verfahren der Haushaltsgesetz-
gebung
16
 bedenklich.  
 
Das Land haftet auch nicht für die Verbindlichkeiten der WestLB AG. Das liegt im 
Wesen einer solchen Gesellschaftsform. In Betracht kommt allenfalls eine Haftung 
für die frühere WestLB, Anstalt des öffentlichen Rechts. Hier könnten noch Ver-
pflichtungen aus der Anstaltslast, vor allem aber der Gewährträgerhaftung, bestehen. 
Allerdings stehen nicht Schuldverschreibungen dieser Anstalt zur Diskussion, son-
dern der Phoenix Light SF Limited. Auszuschließen ist eine rechtsgeschäftlich erteil-
te Garantie der WestLB AG gegenüber diesem Unternehmen (special purpose vehic-
le) für die von ihm begebenen Wertpapiere. Der mit seiner Schaffung verfolgte 
Zweck könnte sonst nicht erfüllt werden: Entlastung der Bilanz der West LB AG. 
Bei einer rechtsgeschäftlich vereinbarten Haftung oder Unterstützung der WestLB 
für die Phoenix Light SF Limited, gleich welche Art, hätten entsprechende Rückstel-
lungen gebildet werden müssen mit entsprechenden negativen Folgen für das auf-
sichtsrechtlich vorgeschriebene Eigenkapital. 
 
Ob und in welcher Höhe bereits Verpflichtungen des Landes bestanden haben, die 
eine Ermächtigung verzichtbar erscheinen lassen, lässt sich nur klären, wenn im Ein-
zelnen und nachvollziehbar dargelegt wird, dass letztlich die Phoenix Light Limited 
Inhaber von Forderungen ist, für welche das Land haftet. Zudem müsste diese Haf-
tung betragsmäßig und risikomäßig deckungsgleich mit der Haftung für die Schuld-
verschreibungen sein, für welche die Garantie gegenüber dem Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds übernommen worden ist. Davon geht aber auch die Landesregierung 
nicht aus, denn dann wäre die nun begehrte Ergänzung zum Entwurf eines Gesetzes 
                                                 
16
  BVerfGE 70, 324 (358).   9
über die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan überflüssig. 
 
c) Die Übernahme von Gewährleistungen im Wege des Notbewilligungsrechts nach 
Art. 85 Abs. 1 LVerf NRW dürfte schon angesichts des Wortlauts der Vorschrift 
nicht in Betracht kommen. Auf Bundesebene wird auch eine Kreditaufnahme auf 
diesem Wege abgelehnt.
17
 Wegen der vergleichbaren Belastung für künftige Perioden 




d) Bei fast gleichem Wortlaut der maßgebenden Verfassungsvorschrift (Art. 95 Satz 
1 SächsVerf) hat der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen in seinem Ur-
teil vom 28. August 2009
19
 entschieden, dass der Sächsische Staatsminister der Fi-
nanzen dadurch die Rechts des Sächsischen Landtages verletzt hat, dass er für den 
Freistaat Sachsen am 28. Dezember 2007 eine Garantie bis zur Höhe von 1,65 Mrd. 
Euro zugunsten der Landesbank Sachsen AG und anderer Begünstigter abgegeben 
und dieser Garantie mit Erklärung vom 15. Februar 2008 um 1,1 Mrd. Euro auf ins-
gesamt 2,75 Mrd. Euro erhöht hat.  
 
Die vorangegangene Zustimmung der Staatsregierung des Freistaats Sachsen im Kre-
ditausschuss der Sächsischen Landesbank am 16. Juni 2005 zur Aufstockung der 
Kreditlinie zugunsten des Kreditnehmers Ormond Quay Funding plc. verstieß eben-
falls gegen die verfassungsrechtlichen Rechte des Landtags. Auch damals war von 
einem sehr geringen Refinanzierungsrisiko für die Assets im Pool die Rede gewesen. 
Diese strukturierten Schuldverschreibungen erwiesen sich dann aber kurze Zeit spä-
ter als „hochtoxisch“ und führten letztlich zum Untergang der Bank als selbständi-
gem Unternehmen und zu hohen Lasten für den Steuerzahler. 
 
Das Gericht lehnte auch eine Subsumtion unter die allgemeine Ermächtigung zur 
                                                 
17
  Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 5. Aufl. 2009, Art. 112 Rdn. 1; Gröpl, in: Bonner 
Kommentar, Art. 112 Rdn. 80, 107 (Loseblatt 2003), der auch sonstige Fälle ablehnt, ohne auf die 
Übernahme von Garantien ausdrücklich einzugehen (Rdn. 81). 
18
 Möglicherweise  auch  Gröpl (Fn. 17), Rdn. 107, der sich aber insoweit nicht klar äußert. 
19
  Az. Vf. 41-I-08.   10
Wirtschaftsförderung ab.
20
 In beiden Fällen lag somit keine hinreichende gesetzliche 
Ermächtigung vor. 
 
e) Es ist also zunächst davon auszugehen, dass die Garantieerklärung der Landesre-
gierung ohne entsprechende gesetzliche Ermächtigung gegen Art. 83 Satz 1 LVerf 
NRW verstoßen hat. 
 
3. Ist die von der Landesregierung (ohne gesetzliche Ermächtigung seitens des Par-
laments) abgegebene Garantieerklärung rechtlich bindend? 
Lediglich wenn man in der Ermächtigung die Erteilung einer Vertretungsmacht se-
hen würde, käme (schwebende) Unwirksamkeit nach § 177 Abs. 1 BGB in Betracht. 
 
Die Vorgaben des Haushaltsverfassungsrechts spielen sich aber im organschaftlichen 
Innenbereich des Staates ab. Sie haben prinzipiell keine Außenwirkung. Das gilt na-
mentlich auch für Haushaltsplan und Haushaltsgesetz.
21
 Das kommt einfachgesetz-
lich in § 3 Abs. 2 LHO NRW zum Ausdruck, der anordnet, dass durch den Haus-
haltsplan Ansprüche oder Verbindlichkeiten weder begründet noch aufgehoben wer-
den. Im Schrifttum wird die verfassungswidrige Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen zu über- oder außerplanmäßigen Ausgaben ebenfalls auf den organ-
schaftlichen Bereich beschränkt. Sie führe nicht zur Unwirksamkeit der Rechtsge-









 Vertretungsvorschriften regelmäßig zur (schwebenden) Unwirksam-
                                                 
20
  VerfGH Sachsen, Urteil vom 28. August 2009, Az. Vf. 41-I-08, S.27 f. des Urteilsumdrucks. 
21
 Vgl.  nur  Hillgruber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Bd. 3, 5. Aufl. 2005, Art. 110 Rdn. 63 f. 
22
  Gröpl (Fn. 17), Rdn. 97. 
23
  Verstoß gegen die Anforderungen von § 61 Abs. 1 Satz 2 VwVfG (Befähigung zum Richteramt 
bei Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung): Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Ver-
waltungsverfahrensgesetz, 7. Aufl. 2008, § 61 Rdn. 20. 
24
  Vgl. BGH, DVBl. 2001, S. 1273 (1274).   11
keit der Erklärungen, nicht aber zur Nichtigkeit,
25
. Diese Vorschriften dienen aber 
dem Schutz der Kommune oder Behörde.
26
 Wenn es aber nur um einen Verstoß ge-
gen innerkörperschaftliche Kompetenzverteilungsregeln geht, kommt auch im Kom-




Art. 83 LVerf NRW dient aber nicht primär dem Schutz des Landes nach außen, son-
dern der Sicherung des Budgetrechts des Parlaments. Ein Verstoß dürfte daher im 
Ergebnis nicht zur (schwebenden) Unwirksamkeit von rechtsgeschäftlichen Erklä-
rungen des Landes führen. 
 
 4. Inwieweit kann das Parlament den von der Landesregierung vorgelegten Gesetz-
entwurf überhaupt noch entsprechend seiner Funktion als Haushaltsgesetzgeber 
ergebnisoffen beraten? Begründet der abgeschlossene Garantievertrag ein Präju-
diz, durch das die verfassungsrechtliche Stellung des Parlaments beeinträchtigt 
wird? 
Die Ermächtigung, die in § 20 Abs. 8 der 2. Ergänzung des Entwurfs eines zweiten 
Nachtragshaushaltsgesetzes erteilt werden soll, geht − soweit feststellbar − ins Leere. 
Die Garantievereinbarung („Rückhaftungsvereinbarung“) war bis spätestens zum 30. 
September 2009 abzuschließen. Sie ist zwar den Unterlagen zu dieser Anhörung 
nicht beigefügt, doch kann davon ausgegangen werden, dass sie zur Wahrung dieser 
Frist bereits abgeschlossen ist. Dann macht in Anbetracht der Ausführungen zu Frage 
2 eine parlamentarische Behandlung keinen Sinn mehr.  
 
Sollte die Vereinbarung aber noch nicht abgeschlossen sein, kann eine sinnvolle Be-
ratung des Gesetzentwurfs durch das Parlament nur erfolgen, wenn es hinreichend 
informiert ist. Das ergibt sich aus allgemeinen parlamentsrechtlichen Grundsätzen, 
vor allem aber auch aus den besonderen Transparenzerfordernissen des parlamentari-
                                                 
25
  Vgl. BGH, DVBl. 2001, S. 1273 (1274). 
26
  St. Rspr. des BGH; vgl. BGH, NJW 1994, S. 1528 m.w.N. 
27
  Vgl. BGH, NJW 1973, S. 1494 (1495), wo allerdings das zuständige Organ zugestimmt hatte.   12
schen Budgetrechts.
28
 Vor allem müssen zur Klärung der Frage, ob das Land neue 
Risiken übernehmen soll oder ob es ohnehin schon für die Verbindlichkeiten haftet, 
für die eine „Rückhaftungsvereinbarung“ abgeschlossen werden soll, spezifziert und 
substantiiert die Verbindlichkeiten nach Betrag und Höhe dargelegt werden. Außer-
dem ist substantiiert darzulegen, aus welcher Vorschrift sich die Pflicht der Eigen-
tümer der WestLB AG zur Übernahme einer solchen Garantie ergeben soll. Der 
Wortlaut von § 8 des Finanzmarktstabilierungsfondsgesetzes (FMStFG) und von 
§§ 4 und 5 der Finanzmarktstabilisierungsfonds−Verordnung (FMStFV) lassen eine 
solche Verpflichtung nicht klar erkennen.  
 
Es wäre unbedingt näher zu prüfen, ob der Bund auf diese Weise nur aus politischen 
Gründen seine Haftung auf das Land abwälzen wollte, da er in der Öffentlichkeit 
immer den Standpunkt eingenommen hatte, die Rettung der Landesbanken sei Auf-
gabe der Länder. Dies steht jedoch in Gegensatz zum Erlass der gesetzlichen Rege-
lungen als Bundesgesetz, die klar davon ausgehen, dass der Bund die Gesetzge-
bungskompetenz zur Sicherung der Finanzmarktstabilität hat. Ob er auch die Finan-
zierungskompetenz hat, richtet sich nach Art. 104a Abs. 1 GG. Danach kommt es auf 
die Verwaltungskompetenz an. Diese hat er aber durch die Errichtung der Finanz-
marktstabilisierungsanstalt und den Lenkungsausschuss für sich in Anspruch ge-
nommen. 
 
Das ist zumindest ein Indiz, dass die Finanzierungskompetenz für die Bankenrettung 
nicht bei den Ländern liegt. Eine Mischfinanzierung ist aber in jedem Fall ausge-




 5. § 20 Abs. 8 Satz 3 bzw. Satz 4 (neu gemäß 2. Ergänzungsvorlage) sieht eine Er-
mächtigung des Finanzministeriums vor, die an die Zustimmung des Haushalts- 
und Finanzausschusses gebunden ist. Reicht die Bindung an die Zustimmung des 
                                                 
28
  BVerfGE 70, 324 (358); 79, 311 (344); 110, 199; ausdrücklich auch in Bezug auf privatrechtlich 
organisierte Unternehmen: BVerfGE 98, 145 (161); BayVerfGH, NVwZ 2007, 204 (206 f.); 
VerfGH NRW, Urteil vom 19.8.2008, BeckRS 2008/38846. 
29
 So  auch  Becker/Mock, FMStG, 2009, § 13 Rdn. 22; anders Horbach/Diehl, in: Jaletz-
ke/Varennemann (Hrsg.), Finanzmarktstabilisierungsgesetz, 2009, § 13 Rdn. 5, die aber die maß-
gebende Vorschrift des Grundgesetzes übersehen haben.   13
Haushalts- und Finanzausschusses oder ist hier eine Zustimmung des Landtags 
NRW insgesamt erforderlich? 
Die Problematik dürfte parallel zu den so genannten (qualifizierten) Sperrvermerken 
im Haushaltsvollzug zu beurteilen sein. Vereinzelt werden in diesem Zusammenhang 
verfassungsrechtliche Bedenken angemeldet,
30
 doch ganz überwiegend wird ein Zu-
stimmungsvorbehalt zugunsten eines Parlamentsausschusses für zulässig angesehen, 
zumindest wenn die Vorgaben im Gesetz hinreichend präzise sind.
31
 Wegen der er-
heblichen quantitativen Bedeutung
32
 könnten aber Bedenken bestehen, auch wenn 
grundsätzlich Zustimmungsvorbehalte zugunsten von Ausschüssen für zulässig 
gehalten werden.  
 
 6. Die WestLB AG setzt als erste Landesbank Maßnahmen gemäß Finanzmarktstabi-
lisierungsfortentwicklungsgesetz um. 
a.  Kommt daher der WestlB eine Vorreiterrolle zu? 
b.  Können Sie den wesentlichen Regelungsgehalt der §§ 6a, 8 und 8a Fi-
nanzmarktstabilisierungsfondsgesetz kurz erläutern? 
c.  Was waren die Gründe dafür, dass die Bundesregierung das vorangegan-
gene Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz fortentwickelt hat? 
 
a) Es wird − rechtlich zweifelhaft − nicht bekannt gegeben, welche Institute Anträge 
nach dem Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz gestellt haben.
33
 Aber selbst wenn 
das der Fall sein sollte, ist einer „Vorreiterrolle“ keine rechtliche Bedeutung zuzu-
messen. 
 
b) Die §§ 6a, 8a und 8b FMStFG sind im Juli 2009 nachträglich in das Gesetz einge-
fügt worden, um Finanzinstitute auf Dauer zu stabilisieren. Dies war notwendig, da 
                                                 
30
  Hillgruber (Fn. 21), Rdn. 72. 
31
  Siekmann (Fn. 17), Art. 110 Rdn. 92 m.w.N. 
32
 Darauf  stellt  Stern ab (Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Band II, 1980, S. 1225). 
33
  In den Vereinigten Staaten von Amerika hat demgegenüber das Parlament auf Bundesebene im 
Verlauf des Haushaltsgesetzgebungsverfahrens durchgesetzt, dass Name und Beträge der unter-
stützten Institutionen bekannt gegeben werden: Amendment SA 875 [Sanders]: in Sec. 215 of the 
budget law: „including the identity to which the Board has provided, all loans and other financial 
assistance since March 24, 2005, the value or amount of that financial assistance, and what that 
entity is doing with such financial assistance’ after 2008“, Congressional Record – Senate, April 
1, 2009, S4212; April 2, 2009, S4277.   14
immer noch ein sehr hoher, im Einzelnen aber unbekannter Abschreibungsbedarf auf 
Aktiva bei einigen großen Geschäftsbanken und Zentralinstituten sowie der Mehr-
zahl der Landesbanken besteht. Durch die Übertragung dieser Aktiva auf privatrecht-
liche Zweckgesellschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts im Austausch mit 
soliden, da staatlich garantierten Forderungen, soll der hohe Abschreibungsbedarf 
bei den abgebenden Instituten aufsichtsrechtlich beseitigt und betriebswirtschaftlich 
über einen langen Zeitraum gestreckt werden. Das Eigenkapital der betreffenden 
Institute sollte so auf Dauer entlastet werden. Andererseits war es aus politischen 
Gründen dringend erwünscht, dass letztlich nicht der Steuerzahler für die übertrage-
nen Risiken aufkommen sollte. Beide Ziele lassen sich seriös aber kaum miteinander 
vereinbaren. Ob die überaus komplizierten und handwerklich wenig gelungenen Re-
gelungen gleichwohl das angestrebte Ziel erreichen können, bleibt abzuwarten.  
 
Nach § 6a Abs. 1 Satz 1 FMStFG kann der Finanzmarkstabilisierungsfonds (FMS) 
Garantien für Schuldtitel übernehmen, welche von (privatrechtlichen) Zweckgesell-
schaften als Gegenleistung für die Übernahme von „strukturierten Wertpapieren“ an 
Kreditinstitute, Finanzholding-Gesellschaften oder deren in- und ausländischen 
Tochterunternehmen begeben werden. Dafür sind Entgelte zu entrichten, die in § 6b 
FMStFG Ausgleichsbeträge genannt werden, um eine Passivierungspflicht zu umge-
hen.  
 
Nach § 8a Abs. 1 FMStFG können auf Antrag teilrechtsfähige Anstalten des öffentli-
chen Rechts errichtet werden, welche im Grundsatz dieselbe Funktion erfüllen wie 
die Zweckgesellschaften nach § 6a FMStFG. Diese Abwicklungsanstalten sind Ein-
richtungen der (mittelbaren) Bundesverwaltung. Sie können aber im Gegensatz zu 
den Zweckgesellschaften nach § 6a FMStFG auch ganze Geschäftsbereiche der ab-
gebenden Institute übernehmen, wenn sie „nichtstrategienotwendig“ sind. Der Bund 
hat versucht, sich durch eine „Angstklausel“ in § 8a Abs. 1 FMStFG jeder Haftung 
für diese Abwicklungsanstalten zu entziehen.  
 
§ 8b Abs. 1 FMStFG sieht vor, dass auch durch Landesrecht derartige Abwicklungs-
anstalten gegründet werden können. Sie haben im Kern denselben Aufgabenkreis 
wie die bundesrechtlichen Abwicklungsanstalten. Ob die Regelungen im Einzelnen   15
noch von einer Bundeskompetenz gedeckt sind, bedarf eingehender Prüfung, da in 
nennenswertem Umfang Landesorganisationsrecht betroffen ist. 
 
Während die §§ 6a, 8a und 8b FMStFG der Stabilisierung der betroffenen Institute 
auf Dauer dienen sollen, war die Übernahme von riskanten Aktiva nach § 8 FMStFG 
als Überbrückungshilfe gedacht. Sie war bis zum 31. Dezember 2009 befristet, § 13 
Abs. 1 FMStFG. Schon bei Erlass des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes im 
Oktober 2008 war die Notwendigkeit erkennbar, die Bilanzen einiger Banken, vor 
allem auch der Landesbanken, auf Dauer zu bereinigen. Die damit verbundenen Be-
wertungsprobleme verhinderten aber eine Lösung, da politische weder eine Über-
nahme der Risiken durch den Steuerzahler noch − nach schwedischem Muster − eine 
Vollverstaatlichung der betroffenen Banken erwünscht war.  
 
c) Ob die Bundesregierung oder eine der beteiligten (angelsächsischen) Großkanzlei-
en das Gesetz fortentwickelt hat, ist nicht bekannt. Aber unabhängig davon, wer die 
entsprechenden Formulierungen zu vertreten hat, handelt es sich in keinem Fall um 
ein Gesetz der Bundesregierung, sondern des Deutschen Bundestages.  
 
Die erneute, erheblich Umgestaltung des Gesetzes vom 17. Oktober 2008
34
 war er-
forderlich, weil die Vorgängerversionen
35
 das Kernproblem nicht gelöst hatten: den 
immensen Abschreibungsbedarf und die dadurch eintretende Erosion des Eigenkapi-
tals bis hin zur Insolvenzreife.  
 
 7. Die WestLB AG setzt konsequent und erfolgreich die Vorgaben der Europäischen 
Kommission vom 12. Mai 2009 um. Könnten Sie die Auflagen der Europäischen 
Kommission kurz erläutern? 
Ob die WestLB AG tatsächlich konsequent und erfolgreich die Vorgaben der Euro-
päischen Kommission umsetzt, die in der Entscheidung der Kommission vom 12. 
                                                 
34
  BGBl. I, S. 1982. 
35
  Gesetz zur weiteren Stabilisierung des Finanzmarktes (Finanzmarktstabilisierungsergänzungsge-
setz − FMStErgG) vom 7. April 2009, BGBl. I, S. 725.   16
Mai 2009 enthalten sind,
36
 kann ohne Kenntnis der internen Geschäftsabläufe der 
WestLB AG nicht beurteilt werden. 
 
Die Kommission beurteilte die Garantie in Höhe von 5 Milliarden EUR als eine Bei-
hilfe im europarechtlichen Sinne, die aber vorbehaltlich zahlreicher Bedingungen mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbar sei, Art. 1 der Entscheidung. Eine der Bedin-
gungen ist, dass der vorgelegte Umstrukturierungsplan vom 8. August 2008 vollstän-
dig und zeitgerecht umgesetzt wird, Art. 2 Abs. 1 der Entscheidung. Weitere 
Bedingungen sind in einem Anhang zu dieser Bestimmung aufgeführt.  
 
Vor allem enthalten Vorgaben ein Veräußerungsgebot, das bis zum 31. Dezember 
2011 erfüllt sein muss (2.1). Darüber hinaus ist eine drastische Verkleinerung der 
WestLB AG angeordnet. Sie muss ihre Gesamtbilanzsumme bis zum 31. März 2010 
um insgesamt 25% und bis zum 31. März 2011 um insgesamt 50% reduzieren (3.1). 
Der Marktwert der Derivate soll dabei außer Ansatz bleiben. Auch wird ein genauer 
Zeitplan zur Reduzierung der risikogewichteten Aktiva vorgegeben (3.2). 
 
Die Kerngeschäftsaktivitäten der WestLB AG sind zu entflechten und drei operativ, 
wirtschaftlich transparent segmentierten Teilbereichen zuzuordnen: a) Transaction 
Banking, b) Verbund/Mittelstand und c) Firmenkunden/Kapitalmarkt/Strukturierte 
Finanzierungen (4.1). Im Bereich der Kapitalmarktaktivitäten muss die WestLB AG 
ihren Eigenhandel einstellen (4.5 c). 
 
Die Standorte Münster, Bielefeld, Köln, Dortmund und Mainz sind ebenso wie zahl-
reiche Repräsentanzen im Ausland zu schließen (4.6 c und d). Eine Vielzahl von 
Beteiligungen ist zu veräußern (5.1). Der Erlös ist vollständig zur Finanzierung des 
Umstrukturierungsplans zu verwenden (5.6). 
 
 8. Die Eigentümer beabsichtigen, die WestLB AG zukunftsfest aufzustellen und eine 
                                                 
36
  Entscheidung der Kommission (K(2009) 3900 endgültig vom 12.5.2009 über die staatliche Beihil-
fe , C 43/2008 (ex N 390/2008), die Deutschland zur Umstrukturierung der WestLB AG gewähren 
will.   17
langfristig tragfähige Lösung herbeizuführen. Dazu sollen nichtstrategienotwen-
dige Geschäftsbereiche sowie Risikopositionen auf eine Abwicklungsanstalt nach 
§ 8a FMStFG ausgelagert werden, wie im Rahmen der Begründung zur 
2. Ergänzung zum 2. Nachtragshaushalt ausgeführt wird. 
a.  Welche Auswirkungen hätte die Ausgliederung der nichtstrategienotwendigen 
Geschäftsbereiche sowie von Risikopositionen auf eine AidA für die Kapital-
ausstattung der WestLB AG? 
b.  Würde die verbleibende Kernbank damit strukturell besser dastehen und bes-
sere Zukunftsoptionen haben? 
c.  Ist der durch Begebung von Garantien gewählte Weg zur Risikoabschirmung 
der WestLB AG die haushaltsschonendste Lösung im Rahmen der EU-
Vorgaben vom 12. Mai 2009? 
 
a) Die notwendige Kapitalausstattung der Anstalt hätte eine entsprechende Minde-
rung des Eigenkapitals der WestLB AG zur Folge, wenn sie nicht von den Eigentü-
mern der WestLB AG übernommen wird. Der Kapitalbedarf dürfte ebenso schwierig 
zu ermitteln sein, wie der Abschreibungsbedarf auf die übertragenen Aktiva und die 
Gewinn- und Verlustaussichten für die übertragenen Geschäftsbereiche. Der eigent-
liche Vorteil dieser Vorgehensweise dürfte darin bestehen, dass keine marktnahe 
Bewertung erfolgen muss und die bankenaufsichtsrechtlichen Eigenkapitalerforder-
nisse für die Anstalt nicht gelten, § 8a Abs. 5 FMStFG. 
 
Das Gesetz überlässt die nähere Ausgestaltung der Anstalt und ihrer Tätigkeit geson-
derten Statuten, § 8a Abs. 2 FMStFG. Der Begriff „Statut“ entspricht nicht der aner-
kannten und eingeführten öffentlich-rechtlichen Begrifflichkeit. Vermutlich sind 
damit untergesetzliche Rechtsnormen, möglicherweise Satzungen gemeint. Die Ge-
setzesverfasser haben dabei aber übersehen, dass eine Normsetzung durch die Exe-
kutive in Deutschland seit Erlass des Grundgesetzes vor 60 Jahren nicht mehr zuläs-
sig ist. Lediglich in den engen Grenzen von Art. 80 GG sind Ausnahmen zulässig. 
Die Voraussetzungen dieser Vorschrift sind aber hier nicht erfüllt. Es ist also davon 
auszugehen, dass die Statuten, wenn sie erlassen werden, verfassungswidrig und 
nichtig sind. 
 
b) Das hängt von den Voraussetzungen ab, die unter a) beschrieben worden sind. 
 
c) Welcher Weg die Finanzen des Landes am geringsten belastet, ist schwer einzu-
schätzen. Jedenfalls wäre ernsthaft die Option zu prüfen gewesen, eine weitere Un-  18
terstützung des Instituts von Seiten der Eigentümer einzustellen. Der Bund hätte sich 
dann die Frage stellen müssen, ob es sich um eine „systemrelevante“ Bank handelt, 
die er ähnlich wie die Commerzbank AG oder die Hypo Real Estate AG aus überge-
ordneten Gründen rettet. Dies setzt jedoch voraus, dass die Verpflichtungen aus An-
staltslast und Gewährträgerhaftung nicht höher sind als die Lasten, welche die öf-
fentlichen Haushalte auf Landesebene zu tragen haben. 
 
Ob eine Übernahme in unmittelbares Eigentum des Landes eine Entlastung gebracht 
hätte, ist eher zweifelhaft angesichts der bisherigen Eigentümer, die alle dem öffent-
lichen Sektor des Landes zuzurechnen sind und letztlich auch vom Land soweit un-
terstützt werden müssten, dass sie ihre Aufgaben erfüllen können. 
 
 9. In den einleitenden Erläuterungen zur 2. Ergänzung heißt es: „Sollte die Über-
tragung des AidA-Portfolios bis zum 30. November 2009 nicht gelingen, so ist für 
das § 8-Portfolio eine Übertragung oder Überführung in eine Maßnahme gem. 
§ 6a oder § 8a FMStFG oder die Übertragung an einen Dritten erforderlich.“ 
Wie bewerten Sie diese Aussage? 
Dazu kann keine Stellungnahme abgegeben werden. 
 
10. Die WestLB AG hat einen Antrag nach § 8 Finanzmarktstabilisierungsfondsge-
setz (FMStG) – BGBI I 2008, S  1982, in der Fassung des Gesetzes zur Fortent-
wicklung der Finanzmarktstabilisierung, BGBI I 2009, S. 1980 – auf Risikoüber-
nahme eines Portfolios in Höhe von nominal 6,4 Milliarden Euro durch den Son-
derfonds Finanzmarktstabilisierung (SoFFin) gestellt. Die Risikoübernahme nach 
§ 8 FMStG durch den SoFFin erfordert eine quotale Garantie der Eigentümer der 
WestLB AG für den Betrag von 4 Milliarden Euro. Die notwendige Garantie des 
Landes hat damit einen Umfang von rund 1,51 Milliarden Euro. Die nunmehr 
notwendige Abgabe einer quotalen Garantie gegenüber dem SoFFin stellt eine 
Zwischenlösung bis zum 30. November 2009 dar. Wie hoch bewerten Sie ange-
sichts dessen die Ausfallwahrscheinlichkeit der Positionen im auszulagernden 
Portfolio? 
Ohne Kenntnis der Solvenz und der Liquidität der Schuldnerin ist eine seriöse Ein-
schätzung nicht möglich. Sie hängen im Wesentlichen von der Bedienung der Prob-
lemaktiva ab, welche die WestLB AG auf die Phoenix Light Limited übertragen hat, 
sowie von der Ausgestaltung der Schuldverschreibungen, die nach irischem Recht 
erfolgt ist und wahrscheinlich auch von Experten kaum verlässlich analysiert werden 
kann. Es bestehen Indizien, dass die Übersetzungen, soweit sie vorgenommen wor-  19
den sind, problematisch sind. Eine „public sector guarantee“ ist etwas anderes als 
eine Kommunalgarantie. Im Übrigen ist Phoenix nicht dem öffentlichen Sektor zu-
zuordnen.  
 
11. Die hier in Rede stehende Garantie in Höhe von 4 Mrd. EUR geht ausweislich 
der Darstellung im Erläuterungstext auf eine veränderte Bewertungsmethodik der 
Aufsichtsbehörde (BaFin) hinsichtlich der Veranschlagung des „expected loss“ 
bei der Phönix-Konstruktion zurück. Wie weit reicht der an dieser Stelle beste-
hende Handlungs- und Ermessensspielraum der BaFin? Wo und in welcher Form 
ist dieser gesetzlich normiert? 
Die Anforderungen an die Eigenmittelausstattung von Instituten, Institutsgruppen 
und Finanzholding-Gruppen richtet sich nach § 10 KWG und der Sovabilitätsverord-
nung (SolvV) vom 14. Dezember 2006
37
. Die Solvabilitätsverordnung erlaubt den 
Instituten einen individuellen Ansatz zur Berücksichtigung von Adressausfallrisiken. 
Es handelt sich um den auf internen Ratings basierenden Ansatz (IRBA) nach 
§§ 55 ff. Solvabilitätsverordnung. Er erlaubt das Abgehen von den externen Ratings 
im Kreditrisiko-Standardansatz (KSA) nach §§ 24 ff. SolvV. Die externen Ratings 
haben sich ohnehin im Verlauf der Krise als völlig ungeeignet erwiesen. Etwa 75% 
der jetzt notleidenden Forderungen ist mit der höchsten Note „AAA“ bewertet wor-
den, der gleichen Note wie Anleihen der Bundesrepublik Deutschland sie erhalten 
haben. 
 
Im Rahmen des IRBA wird der „expected loss“ anhand der Vorgaben von § 125 
SolvV geschätzt. Die Anforderungen an das Schätzverfahren sind in § 128 SolvV 
detailliert geregelt und werden von der BaFin kontrolliert. In der Sache handelt es 
sich um mathematisch-statistische Schätzverfahren.
38
 Für deren Beurteilung stellt die 
gesetzliche Regelung aber nur relativ vage Maßstäbe („angemessen“, „nachvollzieh-
bar“, „regelmäßig validiert“ etc.) zur Verfügung. Hier sind erheblich Spielräume 
auch für Behördenentscheidungen zu erkennen. Hinzu kommen Unsicherheiten über 
die Qualität der empirisch zu ermittelnden Daten, die Grundlage der Schätzungen 
                                                 
37
  BGBl. I, S. 2926. 
38
  Nähere Einzelheiten bei Daun, in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler (Hrsg.), Kreditwesengesetz, 
3. Aufl. 2008, § 128 SolvV Rdn. 2, 6 ff.   20
bilden. 
 
Echte Ermessensspielräume sind insoweit aber nicht zu erkennen. Allerdings sind die 
Regelungen in §§ 10, 11 KWG und in der Solvabilitätsverordnung, die etwa 250 
Druckseiten umfasst, so komplex, dass alle Aussagen nur unter Vorbehalt gemacht 
werden können. Rechtsstaatlichen Anforderungen genügt eine derartige Normierung 
kaum; auch nicht in Anbetracht der Tatsache, dass es sich um eine technische Spezi-
almaterie handelt. 
 
12. Welche spezifischen aufsichtsrechtlichen Vorgaben sind in Verbindung mit der 
hier in Rede stehenden Garantie zu beachten? 
Die Garantie muss unbedingt und auf Dauer erteilt sein, damit die entsprechenden 
Aktiva in der Bilanz der WestLB AG wie Ausleihungen an das Land behandelt wer-
den können. Das hat zur Folge, dass sie mit „0“ bei der Berechnung des aufsichts-
rechtlichen Eigenkapitals gewichtet werden. 
 
13. Gemäß § 5 Abs. 4 Finanzmarktstabilisierungsfonds-Verordnung (FMStFV) muss 
der SoFFin darauf hinwirken, dass „Organmitglieder und Geschäftsleiter ..... kei-
ne unangemessene Vergütung erhalten“. Als angemessen gilt eine monetäre Ver-
gütung bis max. 500.000 EUR. Wie ist diese Vorgabe einzuschätzen vor dem Hin-
tergrund, dass die SoFFin-Risikoübernahme auf der Grundlage von § 8 FMStFG 
nur eine Zwischenlösung darstellt und nach dem 30.11.2009 durch eine Risiko-
übernahme auf der Grundlage von § 6a FMStFG oder auf der Grundlage von 
§ 8a FMStFG abgelöst werden soll? 
Bei der Schaffung einer nichtrechtsfähigen Anstalt innerhalb der Finanzmarktstabili-
sierungsanstalt nach § 3a Abs. 1 FMStFG sollte darauf geachtet werden, dass eine 
entsprechende oder niedrigere Höchstgrenze vorgeschrieben wird. Es ist auch mög-
lich, dass der Bund im Verordnungswege eine solche Grenze allgemeinverbindlich 
festlegt. 
 
Frankfurt, 27. Oktober 2009 
 
Prof. Dr. Helmut Siekmann 













Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim 
Archiv des Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 
2439, zu beziehen. Der kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nord-















Gesetz über die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes       
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 und zur Änderung des Gesetzes zur 
Errichtung eines Fonds für eine Inanspruchnahme des Landes Nordrhein-Westfalen 
aus der im Zusammenhang mit der Risikoabschirmung zugunsten der WestLB AG er-


















Die Anlage wurde als Sonderdruck an die Mitglieder des Landtags verteilt. 
 
 LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 14. Wahlperiode  Drucksache 14/9380 
  2 
A Problem 
 
Die Eigentümer der WestLB AG haben sich am 07.06.2009 auf die Abgabe einer Garantie in 
Höhe von 4 Mrd. EUR gegenüber der WestLB AG für Schuldverschreibungen (Class A 3 und 
Class A 4 Notes der Phoenix Light SF Limited) verständigt, die im Zusammenhang mit der 
Absicherung von Ausfallrisiken von der WestLB AG erworben wurden. Die Garantie soll in 
Höhe von 4 Mrd. EUR im ersten Zug vollumfänglich durch das Land Nordrhein-Westfalen 
abgegeben werden. Im Innenverhältnis sollen das Land, die Sparkassenverbände Rheinland 
und Westfalen-Lippe und die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe mögliche 
Belastungen aus der Inanspruchnahme der Garantie entsprechend ihren direkten und indi-
rekten Beteiligungsverhältnissen tragen. Für die Abgabe der Garantie bedarf es einer ge-
setzlichen Ermächtigung in einem Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2009. Im Zusammen-
hang mit der Abgabe der Garantie werden auch Änderungen bei der Zweckbestimmung des 
Sondervermögens zur Risikoabschirmung der WestLB AG notwendig. Hierzu bedarf es einer 
Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Fonds für eine Inanspruchnahme des Landes 
Nordrhein-Westfalen aus der im Zusammenhang mit der Risikoabschirmung zugunsten der 





Verabschiedung des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2009, mit dem die notwendigen 










Durch die Verabschiedung des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2009 entstehen zu-






Zuständig ist das Finanzministerium. 
 
 






G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Die Abgabe einer Garantie hat positive finanzielle Auswirkungen für den Garantienehmer.  
 




Das Haushaltsgesetz bezieht sich gemäß Art. 81 Abs. 3 LV i.V.m. § 11 LHO insgesamt auf 
das Haushaltsjahr 2009. 
 Mittel auch für eventuelle lnanspruchnahmen aus der neuen Garantie in Anspruch 
nehmen zu konnen. Diese steht in engem sachlichem Zusammenhang mit der auf- 
grund des ersten Nachtragshaushalt 2008 erklärten Garantie, und der Vorsorgecha- 
rakter findet in gleichem Maße Anwendung. 
Zu Artikel 3: 
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Gesetz über die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes       
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 und zur Änderung des Gesetzes zur 
Errichtung eines Fonds für eine Inanspruchnahme des Landes Nordrhein-Westfalen 
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